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HGB §§ 105, 16l ; GmbHG § 15

Die Grundsätze über die feh lerhafte G esellschaft gelten
auch, wenn

a) ein G esellschafter bei seinem E in tr itt  oder Aus­
scheiden sittenw idrig  übervorteilt wurde,

b) die Übertragung eines GmbH-Anteils durch Irrtum, arg­
l i s t ig e  Täuschung oder unter sittenw idriger Übervor­
teilung veranlaßt wurde.

BGH, ürt. v. 13. März 1975 -  II ZR 154/73 -  OLG Hamm
LG Essen
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Der I I .  Z iv ilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 13. März 1975 
durch d ie Richter Fleck, Dr. Bauer, Dr. Kellermann, 
Bundschuh und Dr. Skibbe

für Recht erkannt:

Auf d ie Revision des Klägers wird 
unter Zurückweisung des weit ergehenden 
Rechtsm ittels das U rteil des 8 . Z iv il­
senats des Oberlandesgerichts Hamm 
vom 26. September 1973 im Kostenpunkt 
und insow eit aufgehoben, a ls  es die 
H ilfsanträge gegen d ie Beklagten zu 1,
3, 4 und 5 sowie die H ilfsanträge auf 
Schadensersatz gegen die Beklagte zu 2 
abgewiesen hat.

Im Umfange der Aufhebung wird die Sache 
zur anderweiten Verhandlung und Entschei­
dung an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen. Diesem wird auch die Entscheidung 
über die Kosten der Revision übertragen.

Von Rechts wegen

Tatbestand s

Der Kläger war a lle in ig e r  Kommanditist der Beklagten 
zu 2 , die die Planung und Montage von Heizungs- und Klima-  
einrichtungen vornehmlich für Industrie Unternehmungen
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b etreib t. Br war ferner e in ziger G esellschafter und 
Geschäftsführer der Beklagten zu 1 , der Komplementär- 
GmbH der Beklagten zu 2 . Die Beklagten zu 3 bis 5 waren 
s e it  I960 Prokuristen der Beklagten zu 2 .

Durch n otar ie llen  Vertrag vom 13. November 1967 
übertrug der Kläger mit Wirkung vom 1. Januar 1968 seine 
G eschäftsanteile an der Beklagten zu 1 gegen Zahlung von
20.000 DM auf die Beklagten zu 3 b is 5 (je 6.000 DM auf 
die Beklagten zu 3 und 5 und 8.000 DM auf den Beklagten 
zu 4 ) , die an ste lle  des Klägers auch zu Geschäftsführern 
b e s te llt  wurden. Durch einen g le ic h z e it ig  geschlossenen  
G esellschaftsvertrag (GA 10 f f )  traten s ie  der Beklagten 
zu 2 a ls  Kommanditisten mit Einlagen von 32.000 DM 
(der Beklagte zu 4) und Je 24.000 DM (die Beklagten zu 3 
und 5) b ei. Nach § 11 des G esellschaftsvertrages war 
jeder v er p flich te t, seine Arbeitskraft der G esellschaft 
zur Verfügung zu s te lle n  und en tg e lt lich e  Nebentätigkeit 
zu unterlassen. In Zusatzabkommen vom 13. November und 
31. Dezember 1967 v erp flich te te  sich  der Kläger, zum 
31. Dezember 1969.aus der Beklagten zu 2 auszuscheiden. 
Er s o l l t e  entsprechend den Vorschriften nach § 6 des 
G esellschaftsvertrages abgefunden werden, wonach die  
s t i l le n  Reserven und der Firmenwert nicht berücksichtigt 
werden; für den Fall e in es negativen Konto Standes s o l l t e  
jedoch eine "Zubuße" nicht s ta tt  finden.

Der Kläger hat d iese Verträge insbesondere wegen 
a r g lis t ig e r  Täuschung angefochten. Er beantragt die Fest 
Stellung, daß er nach wie vor

1. a lle in ig e r  G esellschafter und Geschäftsführer 
der Beklagter zu 1,



2. Kommanditist der Beklagten zu 2 sei

H ilfsw eise s t e l l t  er den Antrag fe s tz u s te lle n , daß 
er mit Rechtskraft des U rteils

1. a lle in ig er  G esellschafter und Geschäftsführer 
der Beklagten zu 1 ,

2. Kommanditist der Beklagten zu 2 wird,

weiterhin h ilfsw e ise :

3. die Verurteilung der Beklagten zur Zahlung eines  
angeme ss enen Schadens ersatze s ,

äußer stens f a l l s ,

4. die Schadens ersatz Verpflichtung der Beklagten 
fe stzu ste llen  •

Die Beklagten haben Widerklage mit dem Antrag erhoben, 
den Kläger zu veru rte ilen , an der Anmeldung sein es Aus­
scheidens a ls Kommanditist der Beklagten zu 2 zum Handels­
reg is ter  mitzuwirken•

Den Auseinandersetzungen der Parteien l i e g t  folgender 
Sachverhalt zugrunde:

Im Jahre 1965 gründete der Beklagte zu 4 ein eigenes 
Unternehmen unter dem Namen mit dem
er Geschäfte tä t ig t e ,  die nach der Behauptung des Klägers 
au ssch ließ lich  in  den Geschäftsbereich der Beklagten zu 2
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f ie le n . Der Kläger behauptet, hiervon erstmals im 
Juni 1969 Kenntnis erlangt zu haben. Er r ie f  Anfang 
Juni 1969 das im G esellschaftsvertrag vom 13. No­
vember 1967 vorgesehene Schiedsgericht an und machte 
geltend, der Beklagte zu 4 habe in den Jahren 1965 b is  
1969 Umsätze in  Höhe von 179.893»28 DM (in  der Zeit von
1965 b is 1967 von rd. 118.000 DM) zu Lasten der Beklag­
ten zu 2 e r z ie lt  (Schriftsatz an das Schiedsgericht v .
11. 6. 1969 -  GA 345 f f ) .  Aufgrund eines in  der G esell­
schaf terver Sammlung vom 21. November 1969 gefaßten Be­
sch lusses wurde die K®BB-W irtschaftsprüfungs-Gesellschaft 
von der Geschäftsleitung der Beklagten zu 2 am 25. Novem­
ber 1969 mit der Prüfung der Handels- und Steuerbilanzen 
der Beklagten zu 2 für die Jahre 1966 und 1967 beauftragt. 
Der am 15. Ju li 1970 er s ta tte te  Prüfungsbericht weist für
1966 und 1967 Verluste von rund 368.000 DM und 26.000 DM 
sowie zum 31. Dezember 1967 ein Minuskapital von 392.000 DM 
auf. Die Umsätze der nI n ( H I H M l ,> in  den Jahren 1966/1967 
so llen  nach diesem Bericht 116.500 DM, der Gewinn 12.311 DM 
betragen haben.

Am 28. November 1969 zeigte der Kläger der Finanz­
behörde die Geschäfte des Beklagten an, und am 4. Novem­
ber 1970 erklärte er gegenüber den Beklagten zu 4 und 5 
die Anfechtung wegen a r g lis t ig e r  Täuschung. Er machte 
geltend, die Abtretung der G eschäftsanteile und die Auf­
nahme der Beklagten zu 3 bis 5 a ls Kommanditisten wären 
nicht er fo lg t, wenn ihm bekannt gewesen wäre, daß der 
Beklagte zu 4 gemeinsam mit dem Beklagten zu 5 unter der 
Firma ein  Konkurrenzunternehmen betreibe.
Nach erneuten Verhandlungen wurde am 26. November 1970



zur Beilegung der auf gekommenen Differenzen und Meinungs­
verschiedenheiten folgende Vereinbarung getroffen  (GA 26):

"1. Herr Dr. R I M  (Kläger) scheidet mit Wirkung 
vom 31» 12* 1969 a ls  Kommanditist aus der 
R M  und Sohn GribH & Co. KG aus.

Das Auseinandersetzungsguthaben i s t  g le ich  
dem Buchwert.

Der Auseinandersetzungsbilanz i s t  die von 
der K f l B  VPG zum 31. 12. 1967 auf g e s te l lt e  
Bilanz zugrunde zu legen .

2. Damit sind a l le  gegenseitigen  Ansprüche der 
G esellschafter  gegen d ie Dr. R W  GmbH, 
gegen die R M I  und Sohn GmbH & Co. KG, und 
zwar e in sch ließ lich  der von Herrn Dr. R4MP 
erklärten Anfechtung wegen der Übertragung 
der CtobH sowie der G esellschafter unter­
einander abgegolten.

3. Die und Sohn GmbH & Co. KG s owie deren
G esellschafter s te l le n  Herrn Dr. von
allen  Ansprüchen D ritter gegen die G esell­
schaft oder ihn persönlich aus seiner Tätig­
k eit a ls  Geschäftsführer der Rehse und Sohn 
GtobH f r e i . M

Nachdem der Kläger von der ehe maligen Buchhalterin 
der Beklagten zu 2 Kenntnis von weiteren Täuschungshand­
lungen der Beklagten zu 3 b is  5 erlangt haben w i l l ,  hat 
er mit Schreiben vom 24. November 1971 und 7. Dezem­
ber 1971 (GA 27 f f ,  33 f )  gegenüber den Beklagten die 
Anfechtung des Auseinandersetzungsvertrages vom 26. Novem< 
ber 1970 wegen a r g lis t ig e r  Täuschung und Irrtums erklärt. 
Im Laufe des R echtsstreits hat er die Anfechtung wieder­
holt und ausdrücklich auch gegenüber dem Beklagten zu 3 
ausgesprochen. Br h ä lt die Vereinbarung außerdem nach
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§ 779 BGB für unwirksam -  die dort erwähnte Bilanz der 
KMMP-Wirtschaftsprüfungs-GmbH, die die Grundlage 
des Abkommens gewesen s e i ,  habe sich  a ls  fa lsc h  heraus­
g e s t e l l t  -  und die Beklagten im Hinblick auf die An­
fechtung vom 4. November 1970 und die in  ihrem Verhalten 
zu sehende inerlaubte Handlung nach § 823 Abs. 2 BGB 
( i .  V. m. §§ 263 , 266 StGB) und § 826 BGB für verp flich tet, 
ihm rückwirkend -  zumindest aber für die Zukunft -  die 
Stellung a ls  G esellschafter der Beklagten zu 2 ind a ls  
G esellschafter und Geschäftsführer der Beklagten zu 1 
wieder einzuräumen, jedenfa lls aber Schadensersatz in  
Geld zu le is te n .

Eine Täuschungshandlung s ie h t er vor allem darin, 
daß ihm die Beklagten einen Aktenvermerk der Steuer­
fahndungsstelle EOB* über die Festsetzung der Gewinne 
und Verluste und das Betriebsvermögen der Beklagten zu 2 
vom 17 • Januar 1969 (GA 405) vor enthalten und sowohl ihm 
a ls  auch der Kd^BV-VPG unrichtigerweise erklärt hatten, 
die vorgelegten Bilanzen und Gewinn- und Verlust rechnungen 
der Jahre 1966 und 1967 enth ielten  a lle  b ilanzierungs- 
pf l ic h t  igen Vermögenswerte, Verpflichtungen und Wagnisse 
der G esellschaft. Aus dem Vermerk der Fahndungs- >
s t e l l e  vom 17. Januar 1969 habe sich  insofern die Un­
r ic h tig k e it  der KflMB-Bilanz ergeben, a ls  d iese für 
1966 einen Verlust von 158.000 DM ausgewiesen habe, die 
KflHB-Bilanz dagegen einen solchen von etwa 365.000 DM. 
Die K flB -B ila n z  habe ihn außerdem in  s eine r (ir r ig e n ) 
Auffassung b e s tä t ig t , daß der Beklagte zu 4 k e in esfa lls  
mehr a ls  200.000 DM zu Lasten der Beklagten zu 2 angesetzt 
habe; in Wahrheit habe er Uber seine Privatfirm en, ins -  
besondere Über die mit Leuten der
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Beklagten zu 2 Arbeiten aus ge führt, die ihm Umsätze von 
über 1 Mio. DM erbracht hätten . In dem Bericht der Steuer­
fahndungsstelle EMM über die steu erliche Prüfung des 
Beklagten zu 4 vom 14. August 1970 (GA 124 f f ) ,  dessen 
Kenntnis der Kläger erst im Laufe des vorliegenden  
R ech tsstreits (mit dem Sch riftsatz der Beklagten vom 
29. 8. 1972) erlangt haben w il l ,  wird insbesondere auf­
grund der Vorgefundenen Vermögenswerte dessen Gewinn und 
Umsatz aus Gewerbebetrieb für d ie Jahre 1962 bis 1969 
auf 272.800 und 778.000 DM geschätzt; hiervon en tfa llen  
auf die Jahre 1966 und 1967 180.000 DM Gewinn und
504.000 DM Umsatz.

Das Landgericht hat dem Hauptantrag der Klage s ta t t ­
gegeben und die Widerklage abgewiesen. Das Oberlandes­
gericht hat auf die Berufung der Beklagten die Klage 
abgewiesen und auf d ie Widerklage den Kläger v e r u r te ilt ,  
an der Anmeldung seines Ausscheidens a ls  Kommanditist 
der Beklagten zu 2 zum Handelsregister mitzuwirken und 
die Erklärung abzugeben, er se i a ls  Kommanditist ausge­
schieden •

Mit der Revision v er fo lg t der Kläger die oben wieder­
gegebenen Klageanträge sowie den Antrag auf Abweisung der 
Widerklage w eiter. Die Beklagten beantragen, d ie Revision  
zurückzuweisen.



Ent s che idimgs gründe:

Die Revision i s t  te ilw e ise  begründet.

I .  1. Das angefochtene U rte il i s t  n icht zu beanstanden, 
soweit das Berufungsgericht die beiden Hauptanträge a ls  
unbegründet abgewiesen hat.

Das Berufungsgericht hat zutreffend angenommen, daß 
se lb st dann, wenn die vom Kläger erklärte Anfechtung nach 
§§ 119» 123 BGB gerech tfertig t wäre, die Vereinbarung 
vom 26. November 1970 und die Verträge vom 13. Novem­
ber und 31. Dezember 1967 Uber die Übertragung der Ge­
sch ä ftsan te ile  an der Beklagten zu 1 auf die Beklagten 
zu 3 und 5, über das Ausscheiden des Klägers aus der Be­
klagten zu 2 und über die Aufnahme der Beklagten zu 3 
und 5 als Kommanditisten n icht a ls  von Anfang an n ich tig  
angesehen werden könnten. Auf das feh lerhafte Ausscheiden 
aus einer bestehenden und werbend tä t ig  gewordenen Kommandit­
g ese llsch a ft sind ebenso wie auf den fehlerhaften  B e itr itt  
die für die feh lerhafte Gesellschaftsgründung geltenden  
Grundsätze entsprechend anzuwenden (SenUrt. v. 14. 4. 69 
-  H ZR 142/67, LM HGB § 138 Nr. 11) .  Für die fehlerhafte  
Übertragung der G eschäftsanteile an einer G esellschaft 
mit beschränkter Haftung g i l t  das Jedenfalls dann, 
wenn -  wie h ier -  ein Fall der Anfechtung wegen Irrtums 
und a r g lis t ig e r  Täuschung in  Frage s te h t ; denn d ie Er­
wägungen, die zu der Lehre von der fehlerhaften G esell­
schaft geführt haben (vg l. BGHZ 55, 5, 8 ) , treffen  h ier  
ebenfalls zu. Es könnte zu unerträglichen Ergebnissen 
führen und wäre mit dem Zweck der bürgerlich rechtlichen  
N ichtigkeit s -  und Anfechtungs vor Schriften n icht zu



vereinbaren, wenn der ta tsäch lich  geschaffene Zustand, 
daß die Erwerber in  der Vergangenheit die G esell­
schaft gem einschaftlich getragen haben, mit rückwirkender 
Kraft aus dem Rechtsleben gestrichen und damit so b e­
handelt würde, a ls ob d ies niemals der Fall gewesen wäre. 
Das bedeutet, daß dann, wenn -  wie h ier -  der A ustritt 
aus einer G esellschaft vollzogen i s t ,  die Unwirksamkeit 
der Ausscheidens Vereinbarung in  der Regel nicht zu einer  
rückwirkenden Wiedereinsetzung des G esellschafters führen 
kann (SenUrt. v . 14. 4 . 69 aaO) und d iese Wirkung auch 
nicht dadurch herbeigeführt werden darf, daß ein  Anspruch 
auf Schadensersatz geltend gemacht wird.

Wie d e r  S enat w ie d e rh o lt ausgesp rochen  h a t ,  i s t  
von d ie sen  G rundsätzen  in  den F ä lle n  d e r  a r g l i s t i g e n  
Täuschung k e in e  Ausnahme zu machen (SenU rt. v . 14. 12. 72 
-  I I  ZR 8 2 /7 0 , LM HGB § 132 Nr. 3 m. w. N. ) .  Entgegen 
d er A uffassung d e r  R ev isio n  würden s ie  auch dann e in -  
g r e i f e n ,  wenn d e r  F a l l  d e r  s i t te n w id r ig e n  Ü b erv o rte ilu n g  
e in e s  G e s e l ls c h a f te r s  v o r lä g e . Denn a r g l i s t i g e  Täuschung 
und s i t te n w id r ig e  Ü b erv o rte ilu n g  müssen in so w e it g le ic h  
b eh an d e lt w erden; d ie  u n te r s c h ie d l ic h e  g e s e tz l ic h e  
Regelung, daß in  den F ä lle n  des § 1 3 8  BGB d ie  N ic h t ig ­
k e i t  ohne w e ite re s  e i n t r i t t ,  im F a lle  des § 123 BGB 
ab e r e r s t  durch  d ie  A n fech tu n g se rk lä ru n g , i s t  in  diesem  
Zusammenhänge ohne Bedeutung (v g l. F is c h e r  in  Groß komm. 
HGB § 105 Anm. 83, 9 7 ) .

2. Aus d ie se n  Gründen h a t  das B e ru fu n g sg e ric h t d e r 
W iderklage zu Recht s ta t tg e g e b e n . Der K läger i s t  danach 
rech tsw irksam  aus d e r  B ek lag ten  zu 2 au sg esch ied en .
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D arauf, daß e r  an d e r  Anmeldung d ie s e r  T atsache zum 
H a n d e ls re g is te r  m itw irk t , haben d ie  B ek lag ten  e in en  
Anspruch (§ l6 l Abs. 2 ,  § 143 Abs. 2 HGB). Ein Zurück­
b e h a ltu n g s re c h t des K lägers und d e r  Einwand d e r  Arg­
l i s t  -  w e il  dem K läger m ög licherw eise  e in  Anspruch au f 
W iederaufnahme z u s te h t  -  , kommen b e i d e r  h ie r  gegebenen 
Sachlage schon d e sh a lb  n ic h t  in  B e tr a c h t ,  w e il e s  s ic h  
um e in e  den G e s e lls c h a f te rn  o b lieg en d e  ö f f e n t l i c h -  
r e c h t l ic h e  V e rp flich tu n g  h a n d e lt  und e in  u n r ic h t ig e r  
E indruck e n ts tü n d e , wenn d ie  g egenw ärtige  E in trag u n g  
b is  zum A blauf d ie s e s  R e c h ts s t r e i t s  a u f r e c h te r h a l te n  
b l ie b e .  Die R ev is io n  des K lägers i s t  d e sh a lb  auch in  
diesem  Umfange u n b eg rü n d e t.

I I .  Die R ev is io n  g r e i f t  auch n ic h t  d u rc h , so w eit s ie  
s ic h  dagegen w endet, daß d ie  H ilf s a n tra g e  zu 1 und 2 
gegen d ie  B ek lag te  zu 2 abgewiesen worden s in d .

1. Nach d e r  s tä n d ig e n  R echtsprechung des S enats  
können R e c h ts S t r e i t ig k e i te n ,  d ie  das du rch  den G e s e l l ­
s c h a f ts v e r t r a g  b eg rü n d e te  R e c h ts v e rh ä ltn is  d e r  G e s e l l ­
s c h a f te r  e in e r  o ffen en  H a n d e ls g e s e l ls c h a f t  oder Kommandit 
g e s e l l s c h a f t  u n te re in a n d e r  -  in sb e so n d e re  den p e rso n e lle n  
B estand d e r  G e s e lls c h a f t  -  b e t r e f f e n ,  n u r zwischen den 
G e s e l ls c h a f te rn  au sg e trag e n  w erden; d ie  G e s e lls c h a f t  
h a t  h ie rü b e r  k e in e  D is p o s itio n sb e fu g n is  (v g l. BGHZ 48, 
175, 176; 30, 195 , 1 9 7 ). Soweit d ie  H ilf s a n trä g e  zu 1 
und 2 gegen d ie  B ek lag te  zu 2 g e r i c h te t  s in d , erw eisen  
s ie  s ic h  danach schon wegen f e h le n d e r  S achbefugnis a l s  
unbegründet.

SB
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Dagegen i s t  e in  F a l l  d ie s e r  A rt n ic h t  g egeben , 
so w eit d e r  K läger von d e r  B ek lag ten  zu 2 S ch ad en se rsa tz  
v e r la n g t  (H ilf s a n trä g e  zu 3 und 4 ) .  Es e r s c h e in t  n ic h t 
a u sg e sc h lo sse n , daß d e r  K läger aus den n ach steh en d  ange­
fü h r te n  Gründen, d ie  zu r Aufhebung des angefoch tenen  
U r te i l s  fü h re n , u n te r  dem G esich tsp u n k t d e r  u n e rla u b ten  
Handlung b e r e c h t ig t  i s t , d ie E rs te l lu n g  e in e r  A bsch ich tungs­
b ila n z  zu v e r la n g e n  und s ic h  d arau s  e in  A bfindungsgu t- 
haben zu se in e n  Gunsten e r g ib t ,  d essen  Auszahlung e r  b e ­
anspruchen  könn te . H ie rb e i würde es s ic h  um e in en  gegen 
d ie  G e s e lls c h a f t  g e r ic h te te n  Anspruch h an d e ln , d e r  n ic h t  
d ie  G rundlagen des G e s e l l s c h a f ts v e rh ä l tn is s e s  b e r ü h r t .

2. Gegen d ie  S a c h le g it im a tio n  d e r  B ek lag ten  zu 1 
b es teh en  auch h in s i c h t l i c h  d es H ilf s a n tra g s  zu 1 keine 
Bedenken; denn d ie  G e s e l ls c h a f t  m it b e s c h rä n k te r  Haftung 
i s t  i n  einem R e c h t s s t r e i t ,  in  dem es um Fragen des M it­
g l ie d e rb e s ta n d e s  und d e r  G esch äfts  fü h re r  S te llu n g  g e h t ,  
s e lb e r  P a r te i  (v g l. S en .U rt. v . 30. 6 . 69 -  I I  ZR 7 1 /6 8 ,
WM 1969, 1258 zu I  m. w. N .) .

I I I .  Die H ilf s a n trä g e  h a t  das B e ru fu n g sg e ric h t m it d e r 
Begründung abgew iesen , d e r  K läger habe durch  d ie  V ere in ­
barung  vom 26. November 1970 a u f  a l l e  A nsprüche, d ie  
d ie s e  A nträge r e c h t f e r t i g e n  könn ten , v e r z i c h t e t .  D iese 
V ereinbarung s e i  weder nach § 779 BGB noch aufgrund  
d e r  A nfechtung d es  K lägers n ic h t ig .

Nach dem B e ric h t d e r  KfllM-WPG habe d ie  B ilan z  
d e r  B ek lag ten  zu 2 zum 31. Dezember 1967 zwar zu Lasten 
des K lägers e in  n e g a tiv e s  K ap ita lk o n to  von rund 390.000 DM
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ausgew iesen . E r habe jedoch nach se in en  Angaben in  der 
m ündlichen Verhandlung gew uß t, daß wegen d e r  u n te rs c h ie d ­
l ic h e n  A uffassung ü b er d ie  Bewertung d e r  h a lb  f e r t ig e n  
A rb e iten  das M inder k a p i ta l  100.000 DM g e r in g e r  an zu ­
s e tz e n  s e i ,  m ith in  n u r etwa 290.000 DM b e tra g e n  habe.
S r habe f e r n e r  dam it g e r e c h n e t ,  daß d e r  B ek lag te  zu 4 der 
B eklagten  zu 2 b is  Ende 1969 einen  Schaden von 180.000 DM 
zu g efü g t habe und in  d ie s e r  Höhe e r s a t z p f l i c h t i g  s e i ;  
denn e r  habe noch im Z e itp u n k t des V e r tra g s  S chluss es wie 
in  seinem  S chreiben  an das S c h ie d sg e r ic h t vom 11. Ju n i 1969 
angenommen, d ie s e r  habe a l l e  Umsätze ü b er d ie  " I n M H -  
■ ■ W  im v o l le n  Umfange zu L asten  d e r  B ek lag ten  zu 2 ge­
t ä t i g t  und d eren  A rb e i ts k r ä f te  und M a te r ia l e in g e s e tz t .  
Sein  K ap ita lk o n to  wäre danach noch m it 110.000 DM und bei 
B e rü ck sich tig u n g  d e r  Gewinne von 196.000 DM, d ie  d ie  Be­
k la g te  zu 2 nach s e in e r  Behauptung in  den Jah ren  1968 
und 1969 e r z i e l t  h a b e , noch m it 67 .000  DM n e g a tiv  ge­
w esen. Das B e ru fu n g sg e ric h t i s t  h ie r b e i  von d e r  Wirksam­
k e i t  der V erträg e  von 1967 aus gegangen und h a t  dem K läger 
nur den in  § 3 des Ge s e i l  s c h a f ts  V e rtra g e s  vom 13. Novem­
b e r  1967 vorgesehenen  G ew innan teil von 22 % (= 43.000 DM) 
z u g e b i l l i g t .

Bei Zugrundelegung d ie s e r  V o rs te llu n g en  ergäben s ic h  
-  so m eint das B e ru fu n g sg e ric h t w e i te r  -  k e ine  A n h a lts­
punkte d a fü r ,  daß d e r  K läger in  e rh e b l ic h e r  Weise s ic h  
g e i r r t  habe oder e in  e tw a ig e r  Irr tu m  u r s ä c h l ic h  f ü r  se in e  
E rk lärungen  in  d e r  V ereinbarung vom 26. November 1970 s e i .  
Das g e l te  s e lb s t  dann , wenn d e r  B ek lag te  zu 4 durch se in e  
K onkurrenzgeschäfte  der B eklag ten  zu 2 Gewinne von
250.000 DM (n ic h t nur von 180.000 DM) en tzogen  h ä t t e .
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Denn auch in  diesem  F a lle  wäre das K ap ita lk o n to  des 
K lägers n ic h t  p o s i t i v  geworden.

D iese A usführungen h a l te n  d e r  r e c h t l ic h e n  Nach­
prüfung  n ic h t  s ta n d .

1. Die R ev isio n  w endet s ic h  a l le r d in g s  zu U nrecht 
dagegen, daß das B e ru fu n g sg e ric h t n ic h t  g e p rü f t  h a t ,  
ob d ie  V erträge  von 1967 s i t te n w id r ig  oder wirksam an- 
g efo ch ten  s in d .

Das B e ru fu n g sg e ric h t h a t  d ie  V ereinbarung  vom 
26. November 1970 ohne R e c h ts fe h le r  d ah in  a u s g e le g t ,  daß 
d ie  P a r te ie n  dam it a l l e  g e g e n s e itig e n  Ansprüche und 
zw ischen ihnen  o ffen en  Fragen e r le d ig e n  w o l l te n ,  sow eit 
s ie  von ihnen a l s  re g e lu n g s b e d ü r f t ig  e rk an n t waren oder 
a ls  s e lb s tv e r s tä n d l ic h  und n ah e lieg en d  ohne besondere  
Erwähnung m it in b e g r if f e n  wurden. Daraus f o l g t ,  daß d ie s e  
Regelung auch e tw aige  Ansprüche aus s i t t e n w id r ig e r  Über­
v o r te i lu n g  um faß te , zumal d ie  P a r te ie n  den F a l l  der vom 
K läger am 4. November 1970 e r k lä r te n  A nfechtung wegen 
a r g l i s t i g e r  Täuschung a u s d rü c k lic h  einbezogen  h ab en , 
d ie  s ic h  in so w e it im w e se n tlic h e n  au f d ie  g le ic h e n  T at­
sachen und Erwägungen s t ü t z t .

Entgegen d e r  A uffassung d e r  R ev isio n  kann gegen 
d ie  v e rg le ic h sw e ise  Regelung in  diesem  Zusammenhänge 
n ic h t  g e l te n d  gemacht w erden, d ie  B ek lag ten  zu 3 b is  5 
se ie n  -  wenn d ie  V erträg e  vom 13. November und 31. De­
zember 1967 n ic h t ig  gewesen wären -  , n ic h t  b e r e c h t ig t  
gew esen, a ls  G e s e l ls c h a f te r  und fü r  d ie  G e se lls c h a f te n
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E rk lärungen  abzugeben. Dem -  wie auch dem Einwand, d e r  
V erg le ich  habe nach § 15 GmbHG der n o t a r i e l l e n  Form 
b e d u r f t ,  w e il dadurch d ie  A btretung  d e r  G e s c h ä f ts a n te ile  
d es  K lägers im Sinne des § 1 4 1  BGB b e s t ä t i g t  oder e in e  
V e rp flic h tu n g  h ie rz u  b eg rü n d e t worden s e i  -  s teh en  schon 
die R ech tsg ru n d sä tze  ü b er d ie  f e h le r h a f te  G e s e lls c h a f t  
en tg eg en . G ru n d sä tz lich  s in d  auch keine Bedenken dagegen 
zu e rh eb en , daß s ic h  d ie  V e r tra g s p a r te ie n  ü b er R ech ts­
beziehungen aus einem  s i t te n w id r ig e n  oder wegen a r g l i s t ig e r  
Täuschung ang efo ch ten en  V ertrag  v e rg le ic h e n . Ob e in  solcher 
V erg le ich  rech tsw irksam  oder e b e n fa l ls  s i t t e n w id r ig  oder 
a n fe c h tb a r  i s t ,  muß f ü r  ih n  g eso n d ert g e p rü f t  werden 
(BGH, U rt. v . 3 . 4. 63 -  V III  ZR 217 /61 , LM BGB § 779 
Nr. 1 9 ) .

Auf d ie  F rage, ob d ie  h ie r  in  Frage s teh en d en  Verträge 
aus dem Jah re  1967 n ic h t ig  s in d  und d e r  K läger auch -  wie 
d ie  R ev isio n  w e ite r  m ein t -  aus dem G esich tsp u n k t d e r  
§§ 826 , 823 Abs. 2 BGB in  Verbindung m it §§ 263 , 266 StGB 
so zu s t e l l e n  i s t ,  a l s  s e ie n  d ie s e  V erträg e  n ic h t  ge­
sc h lo sse n  worden, kommt es d esh a lb  e r s t  a n , wenn d e r  K lä­
g e r  n ic h t  an d ie  V ereinbarung vom 26. November 1970 g e ­
bunden i s t .

2. Der R ev isio n  kann auch n ic h t  g e f o lg t  w erden , s o ­
w e it s ie  r ü g t ,  das B e ru fu n g sg e ric h t habe prozeßordnungs­
w id r ig  Darlegungen des K lägers in  d e r  m ündlichen Verhand­
lung v e rw e r te t . Es i s t  zwar r i c h t i g ,  daß s ic h  E rk lärungen  
e in e r  P a r te i jb e i  e in e r  Anhörung, d ie  im U r t e i l  en tscheidend  
v e rw e r te t w erden , aus diesem einw andfre i ergeben  m üssen,
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w eil so n s t  das R ev isions ge r i e h t  n ic h t  n achp rü fen  kann , 
ob s ie  vom B e ru fu n g sg e rich t e rschöpfend  gew ürdigt 
worden s in d  (BGH, U rt. v . 1. 3. 57 -  VIII ZR 286/56,
LM ZPO § 141 Nr. 2 ) .  Das i s t  h i e r  jedoch der F a l l .  Aus 
dem ang efo ch ten en  U r t e i l  (BU B l. 14 f f )  i s t  e in d e u tig  
zu entnehm en, daß der K läger nach se in en  Angaben b e i  
Abschluß d er V ereinbarung vom 26. November 1970 d ie  
oben w iedergegebenen V o rs te llu n g en  ü b er m ögliche An­
sprüche gegen den B eklag ten  zu 4 und zu d e r  Frage h a t t e ,  
i n  welchem Umfange s ic h  s e in  in  d e r  K IM ® -B ilan z  zum 
31. Dezember 1967 ausgew iesenes M in u sk ap ita l v e r r in g e rn  
konn te .

3. Dagegen rü g t  d ie  R ev is io n  z u t re f f e n d ,  das B eru­
fu n g s g e r ic h t habe das V orbringen des K lägers n ic h t  
e rsch ö p fen d  gew ürd ig t.

a) Das B e ru fu n g sg e ric h t h a t  zwar a l s  r i c h t i g  u n t e r ­
s t e l l t ,  d e r  B ek lag te  zu 4 habe zu L asten  d e r  B ek lag ten  
zu 2 einen  Umsatz von 1 Mio. DM e r z i e l t  und dem K läger 
s e ie n  d ie s e  Umsätze b e i  Abschluß d er V ereinbarung n ic h t  
annähernd bekannt gew esen. Es h a t  d a r in  ab e r n u r e in en  
Ausgangspunkt zur E rm ittlu n g  des d e r  B ek lag ten  zu 2 da­
durch  entgangenen Gewinnes gesehen und in  diesem  Zu­
sammenhänge l e d ig l i c h  f e s t g e s t e l l t ,  daß s ic h  d e r  n eg a tiv e  
K a p i ta la n te i l  des K lägers b e i B e rü ck sich tig u n g  d ie s e r  
Gewinne v e r r in g e r t  h ä t t e ,  ab e r immer noch n ic h t  au sg e­
g lic h e n  worden w äre . Die R ev is io n  w e is t  demgegenüber 
z u t r e f f e n d  d a ra u f  h in ,  dam it s e i  das V orbringen des 
K lägers in  s e in e r  v o lle n  Bedeutung n ic h t  e rk an n t und
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in sb eso n d ere  d er G esich tsp u n k t übergangen w orden, daß 
d e r B eklag ten  zu 2 auch A ufträge  in  d ie s e r  Höhe und 
in  großem Umfange l iq u id e  M it te l  en tzogen  worden s in d .
Das B e ru fu n g sg e ric h t l ä ß t  w e ite rh in  se in e  in  anderem 
Zusammenhang g e tro f fe n e  F e s ts te l lu n g  außer B e tra c h t , 
daß d e r  K läger durch  d ie  V ereinbarung  vom 26. Novem­
b e r  1970 au f se in e n  aus d e r  A n fech tu n g serk läru n g  vom
4. November 1970 oder aus u n e r la u b te r  Handlung e n t ­
standenen  Anspruch au f R ückübertragung d e r  B ek lag ten  
zu 1 und 2 v e r z ic h te t  h a t .  Im H in b lic k  au f d ie se n  V er­
z ic h t  s p i e l t  näm lich w en iger d ie  vom B e ru fu n g sg e ric h t 
a l l e i n  g e p rü f te  Frage e in e  R o lle , ob d e r  K a p i ta la n te i l  
des K lägers n e g a tiv  w ar; d e r G e s e l ls c h a f ts v e r t r a g  s e lb s t  
h a t t e  schon f e s tg e le g t ,  daß d ie  B ek lag ten  zu 3 b is  5 
vom K läger f ü r  den F a l l  e in e s  n e g a tiv e n  K a p i ta la n te i l s  
e in e  Zubuße n ic h t  fo rd e rn  k ö n n ten . E n tscheidend  war 
nach seinem V o rtrag  (GA 81, 196 , 367) v ie lm e h r, w elchen 
Wert das Unternehmen h a t t e ,  au f d essen  W iedererlangung 
d e r K läger v e r z ic h te te .  Der Unternehmens w ert ab e r w ird  
aussch laggebend  g ep räg t von den Chancen und den in  d ie  
Zukunft g e r ic h te te n  G esch äftse rw artu n g en . In  diesem  Zu­
sammenhänge konnte auch das vom B e ru fu n g sg e ric h t a l s  
r i c h t i g  u n t e r s t e l l t e  V orbringen des K lägers besondere  
Bedeutung e r la n g e n , d ie  B ek lag te  zu 2 habe in  den Jah ren  
1966 und 1967 n ic h t  V e rlu s te  von f a s t  368.000 DM und von über
26.000 DM e r l i t t e n  (wie in  d e r  Gewinn- und V erlustrechnung  
des K Ä B P -B e r ic h te s  vom 14. August 1970 f e s t g e s t e l l t ) ,  
sondern im Jah re  1966 nur einen  V e r lu s t von 158.000 DM 
und 1967 einen  Gewinn von 62.000 DM. S c h lie ß lic h  w äre die 
-  vom B e ru fu n g sg e ric h t e b e n fa l ls  a ls  r i c h t i g  u n t e r s t e l l t e  - 
Behauptung des K lägers zu p rü fen  und g e g e b e n e n fa lls  in
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vollem  Umfange zu se in en  Gunsten zu b e rü c k s ic h tig e n  
gewesen, d ie  B ek lag te  zu 2 habe in  den Jah ren  1968 und 
1969 e inen  Gewinn von 196.000 DM e r z i e l t ;  dem Umstand, 
daß d e r  K läger nach dem G e s e l ls c h a f ts v e r t r a g  vom 
13. November 1967 am Gewinn d e r  G e s e l ls c h a f t  nur m it 
22 % b e t e i l i g t  s e in  s o l l t e ,  kommt b e i  d e r Bewertung 
des G ese llsch a ftsu n te rn eh m en s  k e in e  Bedeutung zu . Un­
s t r e i t i g  h a t  s ic h  das Unternehmen g ü n s tig  e n tw ic k e l t  
(GA 139, 240, 327 ).

S o ll te n  d ie s e  F ragen  ganz oder te i lw e i s e  im Sinne 
des K lägers zu b ean tw o rten  s e in ,  könnte e in e  zusammen­
fa sse n d e  t a t r i c h t e r l i c h e  Würdigung m öglicherw eise  zu 
dem E rgebn is kommen, daß d e r  I rr tu m  des K lägers e rh e b l ic h  
und d ie  vom B e ru fu n g sg e ric h t u n t e r s t e l l t e  a r g l i s t i g e  
Täuschung u r s ä c h lic h  fü r  den Abschluß d e r  V ereinbarung 
vom 26. November 1970 war.

b) Das an g efo ch ten e  U r t e i l  kann auch n ic h t  m it d e r 
Begründung a u f r e c h te r h a l te n  w erden, d e r  e r f o r d e r l ic h e  
Kausalzusammenhang zwischen d e r  Täuschung und d e r  v e r ­
g le ich sw e isen  Regelung vom 26. November 1970 f e h le  des­
h a lb , w e il d e r  K läger Bedenken gegen d ie  R ic h t ig k e i t  
des IM B Ä -B e r ic h te s  erhoben habe . E in  V erg le ich  kann 
wegen a r g l i s t i g e r  Täuschung auch dann ang efo ch ten en  wer­
d en , wenn s ic h  d ie  A nfechtung auf d ie  beim V ertrag sa b sch lu ß  
b e s t r i t t e n e n  und z w e ife lh a f te n  Punkte b e z ie h t .  Dabei i s t  
d e r  nach § 123 BGB notw endige Kausalzusammenhang zwischen 
Täuschung und V e rg le ich sa b sch lu ß  zu b e ja h e n , wenn d ie  
g e täu sc h te  P a r te i  n u r m it e in e r  Täuschung in  einem be­
stim m ten Umfange g e re c h n e t h a t ,  s p ä te r  s ic h  a b e r  h e ra u s -  
s t e l l t ,  daß d ie  Täuschung w e s e n tlic h  w e ite rg in g  (SenU rt. v . 
7 . 2 . 53 -  I I  ZR 213 /52 , LM BGB § 123 Nr. 4 ) .
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c) Das angefo c h tene U r te i l  b e ru h t daher a u f  e in e r  
V erle tzu n g  des § 123 BGB. Es b e d a r f  e in e r  e rn eu ten  t a t -  
r i c h te r l i c h e n  P rüfung , ob d ie Anfechtung s a c h l ic h  be­
g rü n d e t i s t  und d ie  A n fe c h tu n g s fr is t  n ic h t  -  wie d ie  
B ek lag ten  v o r s o rg l ic h  g e lte n d  machen -  ab g e lau fen  w ar.
Das B e ru fu n g s u r te i l  muß -  ohne daß es  e in e r  Prüfling 
d e r  w e ite re n  Rügen d e r  R ev is io n  b e d a rf  -  aufgehoben 
und d e r  R e c h ts s t r e i t  zu r an d erw e iten  Verhandlung und 
E n tscheidung  an das B e ru fu n g sg e ric h t zurück verw iesen  
w erden .

S o l l te  das B e ru fu n g sg e rich t d ie  V ereinbarung vom 
26. November 1970 f ü r  unwirksam h a l te n ,  so w ird  w e ite r  
zu p rü fen  s e in ,  ob d e r  K läger auch d ie  V erträg e  aus 
dem Jah re  1967 wirksam ange fo ch te n  h a t ,  e in  N ic h t ig ­
k e i t  s t a t  b es tan d  nach § 1 3 8  BGB gegeben i s t  oder d ie  Be­
k la g te n  aus u n e r la u b te r  Handlung o der V erschulden b e i 
V ertrag sS ch lu ß  h a f te n , so daß e r  m it Wirkung ex nunc die 
W ied e rh e rs te llu n g  des u rsp rü n g lic h  b estehenden  Zustandes 
v erlan g en  kann , d . h . d ie  R ückübertragung d e r  G esch ä fts ­
a n te i l e  an d e r  B ek lag ten  zu 1 und d ie  W iedereinräum ung 
d er S te llu n g  des a l l e in ig e n  K om m anditisten d e r  B eklag ten  
zu 2 (v g l. h ie rz u  D äubler, Das f e h le r h a f te  A usscheiden 
e in e s  G e s e l ls c h a f te r s  aus d e r  o ffen en  H a n d e ls g e s e lls c h a f t ,  
BB 1966, 1292, 1293; Hueck, Das Recht d e r  oHG, 4. A u fl.
§ 7 , I I I  7 a ,  b ; F is c h e r ,  NJW 1955, 851 f ) .
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G egebenen fa lls  w ird  das B e ru fu n g sg e ric h t nach 
§ 1 3 9  ZPO auf d ie  S te llu n g  s a c h d ie n lic h e r  A nträge zu 
w irken  haben.

Fleck Dr. Bauer Dr. Kellermann Bundschuh Dr. Skibbe
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